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In aller Kürze
� Arbeitsmarktszenarien auf Basis 
von Modellrechnungen zeigen, dass 
das ostdeutsche Erwerbspersonen-
potenzial aus rein demografischen 
Gründen bis 2025 um mehr als zwei 
Mio. Personen schrumpfen wird und 
danach um mindestens weitere zwei 
Mio. bis 2050.

� Zugleich wird die  Zahl der Be schäf-
tigten bis 2025 um rund 200.000 
auf etwa 6,9 Mio. zurückgehen. Die 
Gegenüberstellung von Erwerbs per-
sonenpotenzial und Erwerbstätigen 
legt nahe, dass damit die gesamte 
Unterbeschäftigung aus Arbeitslo-
sigkeit und Stiller Reserve deutlich 
kleiner wird.

� Trotz fehlender Modellergebnisse 
für die Zeit nach 2025 ist davon aus -
zugehen, dass das stark schrump-
fende Erwerbspersonenpotenzial zu 
einer Abnahme der Erwerbstätigen-
zahl führen wird. Dieser Rückgang 
könnte sich noch verstärken, wenn 
der künftige Bedarf an qualifizierten 
Arbeitskräften nicht mehr gedeckt 
werden kann.

� Der Abwärtstrend in den Gesamt-
zahlen bedeutet nicht zwingend 
Nach teile für den Einzelnen. Gerade 
vor dem Hintergrund des Bevöl-
kerungsrückgangs sollte die Pro-
Kopf-Entwicklung als relevantere 
Messlatte stärker beachtet werden. 

In Ostdeutschland wird der demografische 
Wandel – noch mehr als im Westen – auf 
längere Sicht zu gravierenden Verände-
rungen beim Arbeitskräfteangebot führen. 
In modellgestützten Arbeitsmarktszena-
rien für die nächsten 15 Jahre wird hier  
gezeigt, vor welchen neuen Problemen 
die ostdeutschen Länder künftig stehen 
könnten, wenn es nicht gelingt, die Fol-
gen der demografischen Entwicklung in 
den Griff zu bekommen.

Gegenwärtig bestimmen die mit der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise einhergehenden 
Probleme am Arbeitsmarkt die öffentliche 
Debatte. Darüber sollte aber der Blick über 
die aktuelle Situation hinaus nicht vernach-
lässigt werden. Denn langfristig zeichnen 
sich Herausforderungen ab, die es rechzeitig 
zu beachten gilt.

So wird gerade in Ostdeutschland auf 
längere Sicht der demografische Wandel 
zu gravierenden Veränderungen beim Ar-
beitskräfteangebot führen. Das Erwerbsper-
sonenpotenzial sinkt und altert. Halten die 
demografischen Trends an, wird die Bevölke-
rungsentwicklung in den neuen Bundeslän-

dern besonders dramatisch verlaufen, denn 
seit 2005 erreichen deutlich weniger junge 
Menschen das Erwerbsalter (ab 15 Jahre) als 
zuvor. Dies ist eine unmittelbare Folge des 
Geburteneinbruchs nach der Wende.

Dagegen nimmt nach den Projektionen 
des IAB die Beschäftigung in den ostdeut-
schen Ländern – auch über einen längeren 
Zeitraum betrachtet – kaum mehr ab. Beide 
Marktseiten gleichen sich damit auf nied-
rigerem Niveau an. Rein rechnerisch könnte 
sich die gesamte Unterbeschäftigung – also 

Beschäftigung und Erwerbspersonenpotenzial in der langen Frist

Demografie prägt den 
ostdeutschen Arbeitsmarkt
von Johann Fuchs, Markus Hummel und Gerd Zika

Verwendete Begriffe

Die Erwerbsbeteiligung wird mittels der Er-
werbsquote gemessen. Die Erwerbsquote ist 
der Anteil der Erwerbstätigen und der Arbeits-
losen an der Bevölkerung im Erwerbsalter (ab 
15 Jahre). Steht im Zähler der Quote auch die 
sog. Stille Reserve, spricht man von Potenzial-
erwerbsquoten. Üblicherweise werden diese 
Quoten nach Alter und Geschlecht, beim IAB 
auch nach Deutschen und Ausländern sowie 
Ost und West differenziert. Die Multiplikation 
von Bevölkerung und Potenzialerwerbsquote 
ergibt die Gesamtzahl von Erwerbstätigen, 
Arbeitslosen und Stiller Reserve, also das Er-
werbspersonenpotenzial (Fuchs/Weber 2005).
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die Summe aus registrierter Arbeitslosigkeit und 
Stiller Reserve, die im Jahresdurchschnitt 2008 noch 
bei knapp 2,3 Mio. Personen lag – bis zum Jahr 2025 
auf rund eine halbe Mio. Personen reduzieren.

In diesem Kurzbericht werden Arbeitsmarktszena-
rien für die nächsten 15 Jahre entwickelt. Dabei wird 
deutlich, vor welchen neuen Problemen Ostdeutsch-
land künftig stehen könnte, wenn es nicht gelingt, 
die Folgen des demografischen Wandels in den Griff 
zu bekommen.

 � Projektion des Arbeitskräfteangebots

Das künftige Erwerbspersonenpotenzial resultiert 
aus der Bevölkerungsentwicklung in Verbindung mit 
Veränderungen der Erwerbsbeteiligung (zu den ver-
wendeten Begriffen vgl. Infokasten auf Seite 1).

Grundsätzlich könnte eine Abnahme der Bevölke-
rung durch eine entsprechende Zunahme des Anteils 

der Personen, die ihre Arbeitskraft anbieten, kom-
pensiert werden. Im Osten ist dies allerdings auf ab-
sehbare Zeit eher unwahrscheinlich (vgl. Tabelle im 
Infokasten unten).

Demografische Faktoren

In den neuen Ländern sinkt die Zahl der 15- bis 
64-jährigen deutschen Bevölkerung von heute etwa 
10 Mio. bis zum Jahr 2050 auf ungefähr 4,5 Mio. und 
damit auf unter 50 Prozent des Ausgangsbestandes 
(Fuchs/Söhnlein 2005). Der wesentliche Grund für 
diese stark negative Bevölkerungsentwicklung ist 
der Geburtenausfall nach der Wende, als sich die 
Geburtenrate zeitweise fast halbierte. Dieser Aus-
fall macht sich nun am Arbeitsmarkt bemerkbar und 
würde dazu führen, dass aus rein demografischen 
Gründen – also isoliert betrachtet – das ostdeut-
sche Erwerbspersonen potenzial bis 2025 um mehr 
als zwei Mio. Personen schrumpft und danach um 
mindestens weitere zwei Mio. bis 2050.

Wanderungseffekte

Verstärkt wird der abwärtsgerichtete Bevölkerungs-
trend durch die Abwanderung Ostdeutscher in die 
westdeutschen Länder. Aufgrund der in der Projek-
tion angenommenen Binnenwanderung der deut-
schen Bevölkerung würde Ostdeutschland bis 2025 
insgesamt rund 250.000 Arbeitskräfte verlieren.

Aber auch die Zu- und Abwanderung von Aus-
ländern spielt eine Rolle: Von den rund 44,5 Mio. 
Personen, die im Jahr 2005 das Erwerbspersonen-
potenzial in ganz Deutschland bildeten, waren mit 
4,3 Mio. knapp 9,7 Prozent Ausländer. Davon lebten 
etwa 500.000 (11,6 %) in den ostdeutschen Län-
dern (einschließlich Berlin), d. h. 88,4 Prozent des 
Erwerbspersonenpotenzials der Ausländer wohnte 
in Westdeutschland. Zum Vergleich: Der Anteil des 
Ostens am gesamten Erwerbspersonen potenzial lag 
mit 9,7 Mio. bei 21,8 Prozent. Knapp 5,2 Prozent 
des ostdeutschen Erwerbspersonenpotenzials waren 
Ausländer (im Westen 10,9 %).

Eine zentrale Projektionsannahme betrifft die 
Höhe der Zuwanderung aus dem Ausland. Für ganz 
Deutschland wird in der Basisvariante ein jährlicher 
Nettozuzug von insgesamt 100.000 Ausländern (ge-
samte Bevölkerung, nicht nur Arbeitskräfte) ange-
nommen. Das ist um 50.000 weniger als im Mittel 
der letzten 50 Jahre, aber um fast 10.000 mehr als 
in den letzten zehn Jahren. Bei dieser Wanderungs-
annahme bleibt das Erwerbspersonenpotenzial der 
Ausländer in Deutschland bis 2025 auf fast gleichem 

Projektionsmodell für das Erwerbspersonenpotenzial 

Bezüglich der Erwerbsbeteiligung wurde eine beiderseitige Angleichung ost- 
und westdeutscher Erwerbsquoten angenommen. Dadurch sinken bei den 
Frauen die ostdeutschen Erwerbsquoten zeitweilig geringfügig (vgl. Tabelle 
unten). Außerdem wurde die gesetzlich bereits beschlossene „Rente mit 67“ 
bei der Vorausschätzung berücksichtigt. Dies führt zu einem deutlichen Anstieg 
der Potenzial erwerbsquoten. Beispielsweise erhöht sich die Erwerbsquote der 
deutschen Männer im Alter von 60 bis 64 Jahren von 44 Prozent im Jahr 2005 
bis 2025 auf fast 66 Prozent (vgl. Fuchs 2006).

Die IAB-Bevölkerungsprojektion geht davon aus, dass sich der Osten an die 
günstigeren Sterbe- und Geburtenziffern für den Westen angleicht und dass 
die Wanderung von Ost nach West zurückgeht. Ab dem Jahr 2020 ist im Mo-
dell die Binnenwanderungsbilanz in jedem Jahr ausgeglichen. Der gesamte 
Wanderungsverlust der neuen Länder beträgt von 2005 bis 2021 ca. 320.000 
Personen, danach Null. Daraus resultiert ein Verlust von insgesamt ca. 250.000 
Arbeitskräften (Fuchs/Söhnlein 2005).

Die Projektion wurde für Deutsche nach Ost und West getrennt berechnet, bei 
Ausländern jedoch nur für Gesamtdeutschland. Das Erwerbspersonenpotenzial 
der Ausländer wurde nachträglich mit einer konstanten Quote auf Ost und 
West aufgeteilt.

Potenzialerwerbsquoten* für ausgewählte Jahre – in Prozent

Ostdeutschland Westdeutschland

2005 2025 2050 2005 2025 2050

Frauen (15- bis 64-Jährige)

Deutsche 80,8 79,8 81,1 73,3 78,2 81,8

Ausländerinnen 60,4 63,8 63,7 60,4 63,8 63,7

Männer (15- bis 64-Jährige)

Deutsche 86,3 86,7 86,3 86,1 85,6 86,8

Ausländer 88,1 90,9 92,0 88,1 90,9 92,0

* Erwerbspersonenpotenzial in Prozent der jeweiligen Bevölkerung
Quelle: Fuchs/Dörfler 2005; Fuchs 2006 (beides aktualisiert).
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Niveau. In der Projektion wird der Anteil, der davon 
im Osten wohnt, konstant auf dem Wert von 2005 
(11,6 %) gehalten.

Unter den getroffenen Annahmen sinkt das Er-
werbspersonenpotenzial der Ausländer im Osten bis 
2025 geringfügig um 15.000 Personen, während es 
ohne Zuwanderung um knapp 40.000 abnähme.

Erwerbsbeteiligung

Anders als im Westen bildet im Osten ein Anstieg 
der Erwerbsbeteiligung kein nennenswertes Gegen-
gewicht zum demografischen Effekt. Hinsichtlich der 
im nationalen wie im internationalen Vergleich sehr 
hohen Erwerbsquoten ostdeutscher Frauen mittleren 
Alters nimmt die Projektion an, dass diese Quoten in 
Zukunft leicht sinken werden.1 Ein merklicher Ein-
fluss auf das Erwerbspersonenpotenzial ergibt sich 
daraus nicht (– 8.000 Personen bis 2025).

Allerdings dürfte die vom Gesetzgeber beschlos-
sene Erhöhung des Rentenzugangsalters („Rente mit 
67“) die Erwerbsbeteiligung in den neuen Ländern 
in gewissem Umfang steigern (Fuchs 2006). Der Ef-
fekt der „Rente mit 67“ wird für das Jahr 2025 auf 
eine Größenordnung von 185.000 zusätzlichen Ar-
beitskräften geschätzt; das wären rund 2,5 Prozent 
des ostdeutschen Erwerbspersonenpotenzials. Der 
spätere Renteneintritt kann damit die Wirkung der 
sinkenden Erwerbsquoten von ostdeutschen Frauen 
mittleren Alters mehr als nur kompensieren.

Unter den genannten Bedingungen führen die De-
mografie, die Binnenwanderung, die internationale 
Migration und die Veränderungen in der Erwerbs-
beteiligung zusammen zu einem Rückgang beim 
ostdeutschen Erwerbspersonenpotenzial, der sich 
zwischen 2005 und 2025 auf beinahe 2,3 Mio. Per-
sonen summiert (vgl. blaue Linie in Abbildung 1, Sei-
te 5). Die prognostisch nahezu sichere demografische 
Komponente hat dabei den weitaus größten Einfluss.

�� Projektion der 
	 Arbeitskräftenachfrage

Im Zuge der Wiedervereinigung und des damit ver-
bundenen Systemwechsels ging in Ostdeutschland 
rund ein Drittel der Arbeitsplätze verloren. Trotz der 
enormen Transferleistungen gelang es in den folgen
den Jahren nicht, die Unterbeschäftigung spürbar zu  
senken. Im Gegenteil: Die Beschäftigung sank zwar 
nicht mehr rapide, dafür aber stetig. Selbst der 1998  
einsetzende Wirtschaftsaufschwung ging – anders  
als im Westen – nahezu spurlos am ostdeutschen  

Arbeitsmarkt vorbei. Erst während des letzten Booms, 
der 2006 einsetzte und bis Mitte 2008 dauerte, 
konnten auch die neuen Bundesländer einen Be-
schäftigungsanstieg verzeichnen. So stieg die Zahl 
der Erwerbstätigen von 2005 bis 2008 im Jahres-
durchschnitt um etwa 280.000 Personen. Aufgrund 
der derzeitigen Wirtschaftskrise werden zwar die 
Beschäftigungsgewinne der letzten drei Jahre größ-
tenteils wieder verloren gehen, aber bis etwa 2020 
wird das Beschäftigungsniveau von 2005 mit rund 
7,1 Mio. Erwerbstätigen gehalten werden können.

Danach wird der Rückgang der Bevölkerung und 
damit auch der des Erwerbspersonenpotenzials am 
Arbeitsmarkt sichtbar werden. Das heißt, die Löhne  
steigen – modellendogen – aufgrund des deutlichen 
Rückgangs der Unterbeschäftigung erstmals stär-
ker als die nominale Produktivität. Damit wird der 
gesamtwirtschaftliche Verteilungsspielraum über-
schritten, die Arbeitsnachfrage geht zurück. Bis 2025  
könnte deshalb die Beschäftigung um rund 200.000 
Personen sinken, so dass es noch etwa 6,9 Mio. Er-
werbstätige geben würde (Schnur/Zika 2007).

�� Das Modell und seine Annahmen

Die beschriebene Projektion basiert auf einer Schät-
zung und Gewichtung der zukünftigen nationalen 
und internationalen Wirtschaftsdynamik mit dem 
makroökonometrischen Modell INFORGE (Meyer/
Lutz/Schnur/Zika 2007, vgl. Infokasten zur Metho-
de auf Seite 4). Gebietsstand von INFORGE ist zwar 
Deutschland insgesamt, durch die Einbeziehung 
spezifischer Submodelle für einzelne Bundesländer 
ermöglicht aber die IAB-Version des Modells auch 
differenzierte Aussagen für die ostdeutschen Bun-
desländer.

Bevölkerung und Erwerbspersonenpotenzial spie-
len für die Ergebnisse des INFORGE-Modells in zwei-
erlei Hinsicht eine wichtige Rolle. Erstens stellen 
sowohl die Anzahl der Einwohner und der Privat-
haushalte als auch die Altersstruktur der Bevölke-
rung wichtige Einflussgrößen für die Konsumaus
gaben der privaten Haushalte dar. Zweitens tangiert 
die Entwicklung des Erwerbspersonenpotenzials 
den Arbeitsmarkt der Zukunft insofern, als sich  
damit in Verbindung mit dem Arbeitskräftebedarf 
die zukünftige Unterbeschäftigung abschätzen lässt.  

1 Für Daten zur altersspezifischen Erwerbsbeteiligung siehe 
Fuchs/Weber 2005. Zur künftigen Entwicklung der Erwerbsbe-
teiligung siehe Fuchs/Dörfler 2005.



Die Unterbeschäftigung wiederum beeinflusst maß-
geb lich sowohl die sozialen Transferausgaben des 
Staates als auch die künftige Lohnentwicklung.

Die in Abbildung 1 dargestellten Modellergeb-
nisse zur Entwicklung des Arbeitskräftebedarfs be-
ruhen unter anderem auf folgenden Annahmen:
� Für die Bevölkerung und das Erwerbspersonen-
potenzial wird eine Nettozuwanderung von 100.000 
Personen pro Jahr unterstellt. 
� Die durchschnittlichen Jahresarbeitszeiten der 
Voll- und Teilzeitbeschäftigten bleiben bis 2015 un-
verändert. Danach steigen sie jährlich um 0,5 Pro-
zent. Für die Teilzeitquoten wird angenommen, dass 
sie von knapp 33 Prozent im Jahr 2005 auf etwas 
über 36 Prozent bis 2025 steigen werden.
� Der Mineralölpreis steigt von knapp 70 Dollar je 
Barrel im Jahresdurchschnitt 2007 auf 115 Dollar je 
Barrel im Jahr 2025.2

Unter diesen Annahmen wird das Bruttoinlandspro-
dukt in Ostdeutschland bis 2025 real um ca. 1,6 Pro-
zent p. a. wachsen (Gesamtdeutschland: 1,5 %) und 
sich die Beschäftigung wie oben beschrieben ent-
wickeln. 

Die Modellrechnungen setzen allerdings voraus, 
dass der künftige Bedarf an Arbeitskräften auch in 
qualifikatorischer Hinsicht gedeckt werden kann, 
dass sich also der qualifikatorische Mismatch in der 
Zukunft nicht weiter verstärkt. Diese implizit enthal-
tene Annahme könnte jedoch schon in naher Zukunft 
nicht mehr erfüllt sein und damit die Wirtschaft vor 
ernsthafte Probleme stellen, wenn hohe Arbeitslo-
sigkeit bei gleichzeitigem Fachkräftemangel droht.

INFORGE ist ein nach Produktionsberei-
chen und Gütergruppen tief disaggre-
giertes ökonometrisches Prognose- und 
Simulationsmodell für die Bundesrepublik 
Deutschland, das von der Gesellschaft für 
Wirtschaftliche Strukturforschung (GWS 
mbH) entwickelt worden ist. Seine be-
sondere Leistungsfähigkeit beruht auf der 
Integration in einen internationalen Mo-
dellverbund.

Die Modellphilosophie ist durch die Kon-
struktionsprinzipien „bottom-up“ und „voll -
ständige Integration“ gekennzeichnet. Das 
Konstruktionsprinzip „bottom-up“ besagt, 
dass die einzelnen Sektoren der Volks-
wirtschaft sehr detailliert (jeweils etwa 
600 Variablen für jeden der 59 Sektoren) 
modelliert und die gesamtwirtschaftlichen 
Variablen durch Aggregation im Modell-
zusammenhang gebildet werden. Auf die-
se Weise gelingt sowohl eine lückenlose 
Darstellung der einzelnen Sektoren im ge-
samt wirtschaftlichen Zusammenhang und 
in der intersektoralen Verflechtung als 
auch eine Erklärung gesamtwirtschaftli-
cher Zusammenhänge, die die Volkswirt-
schaft als Summe ihrer Branchen begreift. 
Das Konstruktionsprinzip „vollständige In-
tegration“ beinhaltet eine Modellstruktur 
mit einer Abbildung der interindustriellen 
Verflechtung und einer Erklärung der Ein-
kommensverwendung der privaten Haus-
halte aus der Einkommensentstehung in 
den einzelnen Sektoren. 

Die weltwirtschaftliche Entwicklung so-
wie die Beziehungen Deutschlands mit der 
Weltwirtschaft werden durch das Modell 
GINFORS erklärt. Im Zentrum des Modells 
steht das bilaterale Handelsmodell. Für 
25 Gütergruppen und für den Handel mit 
Dienstleistungen stehen bilaterale Han-
delsmatrizen für die OECD-Länder und 
weitere zehn wichtige Handelspartner der 
OECD zur Verfügung. Über diesen Han-
delszusammenhang werden den Ländern 
sowohl Mengen als auch Preise zugewie-
sen. Der ökonomische Kern eines Modells 
besteht aus dem Makromodell (MM) und 
dem Input-Output-Modell (IOM). Während 
Makromodelle für alle Länder von GINFORS 
vorliegen, sind Input-Output-Modelle nur 
für 25 Länder verfügbar. Die Volkswirt-
schaften der übrigen Länder werden allein 
durch ein Makromodell abgebildet.

Das Modell weist einen hohen Endogeni-
sierungsgrad auf. Die etwa 200 exogenen 
Variablen sind vor allem Instrumentvari-
ablen der Fiskalpolitik wie die Steuersätze. 
Am Arbeitsmarkt ist mit dem Erwerbsper-
sonenpotenzial das Arbeitsangebot exo-
gen. Von den außenwirtschaftlichen Vari-
ablen sind allein die Wechselkurse für die 
Währungen der Länder exogen. Sämtliche 
anderen Variablen über weltwirtschaft-
liche Entwicklungen, die zur Bestimmung 
der deutschen Exporte notwendig sind, 
werden endogen im internationalen Sys-
tem bestimmt. 

Im Konstruktionsprinzip „top-down“ ist an 
INFORGE ein Modul zur Abschätzung der 
Entwicklung in den einzelnen Bundeslän-
dern Deutschlands angeschlossen, wobei 
die Konsistenz zu den gesamtdeutschen 
Informationen in INFORGE gewährleistet 
ist. Die Datenbasis geht auf die Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) der 
Bundesländer zurück. Für jedes Bundesland 
liegen u. a. Zeitreihen für die Lohnsummen, 
die Bruttowertschöpfung und die Beschäf-
tigung nach 16 Wirtschaftsbereichen vor.

Die vorliegende Modellversion bietet eine 
deutliche Verbesserung und Weiterent-
wicklung gegenüber der Vorgänger-Versi-
on. So ist es gelungen, die Arbeitsnachfrage 
durch die im IAB erstellte Arbeitszeitrech-
nung für die VGR auf eine Arbeitsvolumen-
rechnung umzustellen und die Zerlegung 
in Köpfe – differenziert nach Voll- und 
Teilzeit – erst anschließend durchzufüh-
ren. Damit kann die zunehmende Bedeu-
tung der Teilzeitarbeit deutlich besser be-
rücksichtigt werden.

Neu ist auch die Erklärung der Abgänge 
der Kapitalstöcke aus der Entwicklung der 
Bestände heraus. Dies ermöglicht die Tren-
nung der sektoralen Bruttoinvestitionen in 
Nettoinvestitionen und Abgänge. 

Methodische Erläuterungen zu den verwendeten Prognose- und Simulationsmodelleni

2 Dies entspricht beispielsweise auch der Einschätzung der BASF 
im Zwischenbericht der BASF-Gruppe im 3. Quartal 2007 vom 
30.10.2007 (http://berichte.basf.de/de/2007/zwischenbericht_
q3/?id=NCtSZBSRnbcp*-O).
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 �  Arbeitsmarktbilanz bis 2025

Stellt man Arbeitskräfteangebot (Erwerbspersonen-
potenzial) und Arbeitskräftenachfrage (Erwerbstä-
tigkeit) gegenüber, zeigt sich rein rechnerisch eine 
sehr positive Entwicklung. Die Differenz, also die 
gesamte Unterbeschäftigung aus Arbeitslosigkeit 
und Stiller Reserve, wird deutlich kleiner (vgl. Abbil-
dung 1). Der Grund für diesen günstigen Trend liegt 
fast ausschließlich in der als recht stabil einzuschät-
zenden demografischen Tendenz.

Trotzdem darf man nicht darauf warten, dass die 
Demografie das ostdeutsche Arbeitslosigkeitspro-
blem quasi von alleine löst. Zwei wichtige Aspekte 
blieben dabei nämlich außer Acht: Wie passen Ange-
bot und Nachfrage nach Qualifikationen zusammen 
und wie geht es nach 2025 weiter?

Qualifikations- und Altersstruktur

Die Annäherung der beiden Linien von Arbeitskräfte-
angebot und -nachfrage ist zunächst nur eine rein 
rechnerische. Schon bald könnte der Zeitpunkt er-
reicht werden, ab dem das Arbeitskräfteangebot 
den betrieblichen Bedarf an Fachkräften nicht mehr 
deckt.

Abgeleitet aus der Qualifikationsstruktur der heu-
te in Ostdeutschland lebenden Bevölkerung folgt, 
dass schon in zehn, spätestens wohl in 20 Jahren 
das Potenzial gut qualifizierter Arbeitskräfte deutlich 
gesunken sein wird. Darüber hinaus wird sich die Al-
tersstruktur deutlich zu Ungunsten der jüngeren und 
mittleren Jahrgänge verschieben, da die heute 35- bis 
54-Jährigen einen Großteil der erwerbsfähigen Be-
völkerung stellen und im betrachteten Zeitraum im-
mer näher ans Renteneintrittsalter heranrücken.

So reicht beispielsweise die Zahl der 5- bis 14-jäh-
rigen Kinder mit 1,1 Mio. bei Weitem nicht mehr aus, 
um die altersbedingt ausscheidenden Arbeitskräfte 
künftig zu ersetzen (vgl. Abbildung 2). Da anderer-
seits immer mehr qualifizierte und immer weniger 
un- und angelernte Arbeitskräfte benötigt werden, 
deuten sich zusätzliche Probleme für die Wettbe-
werbsfähigkeit Ostdeutschlands an. Wenn die Be-
triebe also qualifikationsbedingt nur einen Teil des 
vorhandenen Erwerbspersonenpotenzials einsetzen 
(können), ist das tatsächlich verfügbare Arbeitskräf-
teangebot kleiner als das oben angegebene.

Arbeitskräftemangel in Ostdeutschland 
nach 2025

Die in Abbildung 1 dargestellte Arbeitsmarktent-
wicklung bis 2025 suggeriert, dass sich die Unterbe-

schäftigung im Osten irgendwann nach 2025 auflöst 
und es stattdessen zu einem Nachfrageüberschuss 
kommen könnte. Ein solches Szenario lässt sich aus 
heutiger Sicht zwar noch nicht fundieren. Weil de-
mografische Prozesse aber einen langen Atem haben, 
benötigt man zumindest eine vage Vorstellung über 
die nach 2025 hinausgehende Entwicklung des Ar-
beitsmarktes. Diese wird im Weiteren grob skizziert.

* Basisvariante des Erwerbspersonenpotenzials bei einem jährlichen Wanderungssaldo von 
100.000 Personen (auf Bundesebene) und einem gleichbleibenden Ost-Anteil am gesamten 
Erwerbspersonenpotenzial der Ausländer (ca. 11,6 %).
Quelle: Eigene Berechnungen. © IAB

Abbildung 1

Arbeitsmarktbilanz für Ostdeutschland (einschließlich Berlin) bis 2025
Entwicklung des Arbeitskräfteangebots (Erwerbspersonenpotenzial*) und der 
Arbeitskräftenachfrage (Erwerbstätige), Personen in Mio.
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Quelle: Mikrozensus, eigene Berechnungen. © IAB

Abbildung 2

Bevölkerung nach Qualifikation und Alter im Jahr 2005
Ostdeutschland (einschl. Berlin), Personen in Mio.
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Beim Erwerbspersonenpotenzial ist die Unsicherheit 
quantifizierbar, indem man den unsichersten Faktor, 
die Zuwanderung, variiert. Insofern lassen sich Rich-
tung und Größenordnung der Veränderung des Er-
werbspersonenpotenzials auch sehr langfristig grob 
abschätzen. 

Für Analysezwecke wurden die der Entwicklung 
des Erwerbspersonenpotenzials zugrunde liegenden 
Annahmen gegenüber der Basisvariante wie folgt 
modifiziert: In der Variante 1 wurde der Nettozuzug 
von Ausländern verdoppelt (Deutschland insgesamt 
200.000 p. a.) und die Ost-West-gerichtete Binnen-
wanderung auf Null gesetzt. In einem weiteren 
Mo dell (Variante 2) stimmen die jeweiligen Anteile 
der Ausländer am Erwerbs personenpotenzial im 
Osten und Westen überein.3 Darüber hinaus wurde 
in beiden Varianten die Frauenerwerbsbeteiligung 
auf dem gegenwärtig hohen Niveau gehalten. Aber 
auch mit diesen optimistischen, wenig realistischen 
Annahmen wird der demografische Trend des Basis-
modells nicht gebrochen (vgl. Abbildung 3).

Wie sich ein Anstieg der Geburtenziffern auf das 
Erwerbspersonenpotenzial auswirken würde, wird 
hier nicht weiter quantifiziert. Berücksichtigt man 
die Dauer der Ausbildungsphase, dann vergehen 20 

bis 30 Jahre bis zusätzliche Geburten Höhe und Al-
tersstruktur des Arbeitskräfteangebots überhaupt 
beeinflussen. Zudem müsste für einen langfristigen 
Erhalt der Bevölkerung die derzeitige Geburtenrate 
von unter 1,4 Kinder pro Frau auf knapp 2,1 steigen. 
Eine Erhöhung um 50 Prozent innerhalb weniger 
Jahre scheint höchst unrealistisch zu sein. Insofern 
sollte man nicht darauf bauen, mit einer pronata-
listischen Politik – selbst wenn sie Erfolg hätte – in 
absehbarer Zeit das Erwerbspersonenpotenzial deut-
lich erhöhen zu können.

Bei der Erwerbstätigkeit ist eine derartige Erwei-
terung des Prognosehorizonts nicht möglich. Sie 
wird von zu vielen, schwer prognostizierbaren und 
kurzfristig wirksamen Faktoren bestimmt. Beispiels-
weise ist die Frage, wie stark der private Verbrauch 
infolge einer schrumpfenden und alternden Bevöl-
kerung sinken wird, noch nicht abschließend beant-
wortet. So ist für den privaten Konsum nicht allein 
die Personenzahl einer Bevölkerung, sondern vor 
allem die Anzahl der privaten Haushalte ausschlag-
gebend (Rürup/Klopfleisch 1999). Diese nimmt aber 
angesichts einer Tendenz zu kleineren Haushalten 
weitaus weniger ab als die Bevölkerung.

Der Verlauf der Kurven in Abbildung 3 legt nahe, 
dass das stark schrumpfende Erwerbspersonenpo-
tenzial zu einem Rückgang der Erwerbstätigenzahl 
führen wird – auch wenn für die Zeit nach 2025 
keine Modellergebnisse zur Beschäftigungsentwick-
lung vorliegen. Dies gilt auch unter den sehr optimis-
tischen Annahmen hinsichtlich der Entwicklung des 
Erwerbspersonenpotenzials in den Varianten 1 und 2.

Der Rückgang bei der Beschäftigung könnte sich 
verstärken, wenn die Zahl der qualifizierten Arbeits-
kräfte nicht mehr ausreicht, den Bedarf der Betriebe 
zu decken. Das heißt, wir müssen uns in den ost-
deutschen Ländern längerfristig auf eine Abwärts-
spirale von Beschäftigung und Erwerbspersonenpo-
tenzial einstellen.

3 Dies impliziert entsprechende Zuzüge von Ausländern aus dem 
Inland oder dem Ausland.

Varianten des Erwerbspersonenpotenzials:
Basisvariante:  leicht sinkende Frauenerwerbsbeteiligung, Anstieg der Erwerbsquoten Älterer unter 
 Berücksichtigung der Rente mit 67, Binnenwanderung: Verlust von 250.000 Arbeitskräften
 bis 2025, Wanderungssaldo Ausländer (Bund) von 100.000 Personen p. a.
Variante 1:  konstante Frauen-Erwerbsquoten, Anstieg der Erwerbsquoten Älterer unter Berücksich ti-
 gung der Rente mit 67, keine Ost-West-Binnenwanderung, Wanderungssaldo Ausländer
 (Bund) von 200.000 Personen p. a.
Variante 2:  konstante Frauen-Erwerbsquoten, Anstieg der Erwerbsquoten Älterer unter Berücksichti-
 gung der Rente mit 67, keine Ost-West-Binnenwanderung, Wanderungssaldo Ausländer
 (Bund) von 200.000 Personen p. a., gleiche Ausländeranteile in Ost und West.
Quelle: Eigene Berechnungen. © IAB

Abbildung 3

Arbeitsmarktentwicklung in Ostdeutschland (einschl. Berlin) bis 2050
Langfristige Auswirkungen des demografischen Wandels, Personen in Mio.
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�� Fazit
Die demografische Entwicklung wird mit hoher 
Wahrscheinlichkeit das ostdeutsche Arbeitskräfte-
angebot stark verändern. Betriebe müssen sich auf 
insgesamt weniger, zugleich aber auf mehr ältere 
Arbeitskräfte einstellen. 

Es wird kaum möglich sein, den demografischen 
Trend auf absehbare Zeit zu stoppen. Am stärksten 
und am schnellsten könnte ihm Zuwanderung – sei 
es aus Westdeutschland (einschließlich Rückwande-
rer) oder dem Ausland – entgegenwirken. Es sieht 
aber derzeit nicht danach aus, als sei dies zu erwar-
ten oder leicht erreichbar. Vielmehr verliert der Osten 
weiterhin wertvolles Humankapital durch Abwande-
rung in den Westen – wenn auch weniger rasant als 
früher (Granato/Niebuhr 2009).

Diese demografische Entwicklung wird ab etwa 
2020 auch zu einem Rückgang bei der Beschäfti-
gung führen. Er könnte sich noch beschleunigen, 
wenn der künftige Bedarf an qualifizierten Arbeits-
kräften nicht mehr gedeckt werden kann, der quali-
fikatorische Mismatch sich also verstärkt.

Der Abwärtstrend in den Gesamtzahlen bedeutet 
allerdings nicht zwangsläufig Nachteile für die ein-
zelnen Personen. Gerade vor dem Hintergrund des 
Bevölkerungsrückgangs ist die Pro-Kopf-Entwicklung 
die relevantere Messlatte. Gelänge es beispielsweise, 
den Osten Deutschlands als Hochtechnologiestand-
ort auszubauen, könnte eine positive Entwicklung 
in Gang gesetzt werden. Eine Voraussetzung hierfür 
wäre, dass Bildungs- und Forschungspolitik länger-
fristig ausgerichtet werden und sich nicht an kurz-
fristigen Marktlagen orientieren. Nur so könnte die 
Innovationsfähigkeit im Osten erhalten bleiben bzw. 
gesteigert werden. 

Langfristig entscheidet vor allem die Innovations-
fähigkeit einer Volkswirtschaft, wie schnell der tech-
nische Fortschritt voranschreitet bzw. wie stark die 

Produktivität zunimmt, und garantiert damit auch 
ein hohes Pro-Kopf-Einkommen. Letztlich würde der 
Osten Deutschlands – sowohl für Inländer als auch 
für potenzielle Zuwanderer – wieder mehr an Attrak
tivität gewinnen, so dass der unvermeidliche Ab-
wärtstrend zumindest verlangsamt werden könnte. 
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